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Bekanntmachung der Neufassung 
des Feuerwehrgesetzes 

Vom 2. März 2010 

Auf Grund von Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung 
des Feuerwehrgesetzes vom 10. November 2009 (GB!. 
S.631 643) wird nachstehend der Wortlaut des Feuer-
wehrgesetzes, zuletzt bekannt gemacht in der Fassung 
vom 10. Februar 1987 (GB 1. S. 105), in der sich aus 

1. dem Gesetz zur Änderung des Feuerwehrgesetzes 
vom 8. Mai 1989 (GBI. S. 142). 

2. § 39 des Gesetzes zum Schutz personenbezogener 
Daten vom 27. Mai 1991 (GB1. S. 277, 295), 

3. Artikel 13 des Gesetzes zur Ausführung des Betreu-
ungsgesetzes und zur Anpassung des Landesrechts 
vom 19. November 1991 (GB 1. S.681, 685), 

4. dem Gesetz zur Änderung des Feuerwehrgesetzes 
vom 12. Februar 1996 (GBI. S. 171), 

5. Artikel 1 Nr. 1 des Haushaltsstrukturgesetzes 1997 
vom 16. Dezember 1996 (GB!. S.776). 

6. Artikel 29 des Gesetzes zur Reform der Verwaltungs-
struktur, zur Justizreform und zur Erweiterung des 
kommunalen Handlungsspielraums vom 1 . Juli 2004 
(GB!. S.469, 492) und 

7. dem Gesetz zur Änderung des Feuerwehrgesetzes 
vom 10. November 2009 (GB!. S.633 

ereebenden Fassung bekannt gemacht. 

STUTTGART. den 2. März 2010 

Feuerwehrgesetz (FwG) 
in der Fassung vom 2. März 2010 

ERSTER TEIL 

Allgemeines 

§1 

Begrff'der Feuerwehr 

(1) Die Feuerwehr ist eine gemeinnützige, der Nächsten-
hilfe dienende Einrichtung der Gemeinde ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit. Sie ist in ihrer Einrichtung von der 
Polizei unabhängig. 

(2) Außer der Gemeindefeuerwehr dürfen nur Werk-
feuerwehren die Bezeichnung »Feuerwehr« mit und 
ohne Zusatz führen. 

(3) Die Gemeinden und Landkreise erfüllen ihre Auf-
gaben nach diesem Gesetz als weisungsfreie Pflichtauf-
gaben. Sie haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
diesem Gesetz die Behörden und sonsti gen Stellen ihres 
jeweiligen Bereichs. deren Belange berührt werden, zu 
beteiligen. 

§2 

Auf gabe,i der Feuerwehr 

(1) Die Feuerwehr hat 

1. bei Schadenfeuer (Bränden) und öffentlichen Not-
ständen Hilfe zu leisten und den Einzelnen und das 
Gemeinwesen vor hierbei drohenden Gefahren zu 
schützen und 
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b) Nach der Zeile für die Gemeinde llsfeld werden in 
der Spalte für die Bezeichnung der Gemeinde das 
Wort »Ilvesheim« und in der Spalte für die Be-
zeichnung des Notariatsbezirks das Wort »Heidel-
berg« eingefügt. 

c) Nach der Zeile für die Gemeinde Kuchen werden 
in der Spalte für die Bezeichnung der Gemeinde 
das Wort »Kürnbach« und in der Spalte für die Be-
zeichnung des Notariatsbezirks das Wort »Bretten« 
eingefüet. 

d) Nach der Zeile für die Gemeinde Nattheim werden 
in der Spalte für die Bezeichnung der Gemeinde 
das Wort »Neckargemünd« und in der Spalte für 
die Bezeichnung des Notariatsbezirks das Wort 
»Heidelberg« eingefügt. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2010 in Kraft, mit Aus-
nahme 

1. der Aufhebung des Grundbuchamts Ilvesheim. der 
Zuweisung dieses Grundbuchbezirks an das Grund-
buchamt Heidelberg sowie der Einrichtung einer 
Grundhucheinsichtsstelle hei der Gemeinde Ilves-
heim, die am 1. Juli 2010 in Kraft treten, und 

2. der Aufhebung des Grundbuchamts Neckargemünd. 
der Zuweisung dieses Grundbuchbezirks an das 
Grundbuchamt Heidelberg sowie der Einrichtung einer 
Grundhucheinsichtsstelle hei der Gemeinde Neckar-
gemünd, die am 1. Oktober 2010 in Kraft treten. 

Veröffentlichung 
von Telemedienkonzepten 

des Deutschlandradios 

Vom 4. März 2010 

Das Telemedienkonzept des Deutschlandradios »DRadio 
Wissen und veränderter Bestand« ist am 10. Februar 
2010 im Niedersächsischen Ministerialblatt Nr. 6/2010, 
S. 160 ff.. gemäß § 11 f Abs. 7 Satz 2 des Rundfunkstaats-
Vertrages vom 31. August 1991. zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Zwölften Staatsvertrages zur Änderung 
rundfunkrechtlicher Staatsverträge vom 18. Dezember 
2008 (GBI. 2009. S. 131). veröffentlicht. 

Das Telemeclienkonzept des Deutschlandradios »Be-
stand« ist am 10. Februar 2010 im Niedersächsischen 
Ministerialblatt Nr.6/2010. S. 168ff.. gemäß Artikel 7 
Abs. 1 des Zwölften Staatsvertrages zur Änderung rund-
funkrechtlicher Staatsverträge (GBI. 2009. S. 131) in 
Verbindung mit § 11 f Abs. 7 Satz 2 des Rundfunkstaats-
Vertrages vom 3!. August 1991. zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Zwölften Staatsvertrages zur Änderung 
rundfunkrechtlicher Staatsverträge vom 18. Dezember 
2008. eröffent1icht. 

K<'LN. den 4. Mä'z 2010 

DR. S [TUE 

STUIC< \RL den 30. März 2010 	PRoF. Dt Gi <1.1 


